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Es wird festgestellt, dass die Beklagte der fÃ¼r die EntschÃ¤digung des
Arbeitsunfalls der Frau A. J. vom 29. Januar 1996 zustÃ¤ndige VersicherungstrÃ¤ger
ist. Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten im Rahmen eines Erstattungsverfahrens, wer zustÃ¤ndiger
VersicherungstrÃ¤ger fÃ¼r die EntschÃ¤digung des Arbeitsunfalls der Frau A. J. (im
Folgenden: Versicherte) vom 29. Januar 1996 ist.

Die Versicherte verletzte sich am Unfalltag wÃ¤hrend ihrer TÃ¤tigkeit als
Hauswirtschafterin beim Reinigen im Haus des Jugendrotkreuzes B. M., das vom
Deutschen Roten Kreuz, Landesverband Nordrhein e.V., betrieben wird.

Die Einrichtung war vor der Nutzung als Haus des Jugendrotkreuzes als Mutter-Kind-
Kurheim des Deutschern Roten Kreuzes, Landesverband Nordrhein e.V., betrieben
worden. Nach der Umwidmung hatte die KlÃ¤gerin dem Landesverband Nordrhein
e.V. des Deutschen Roten Kreuzes mit Schreiben vom 22. Februar 1990 mitgeteilt,
dass nicht sie, sondern die Beklagte zustÃ¤ndiger UnfallversicherungstrÃ¤ger sei,
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woraufhin der Landesverband Nordrhein e.V. des Deutschen Roten Kreuzes mit
Schreiben vom 06. April 1990 dies wiederum der Beklagten mitteilte und die
Beklagte bat, die Personalbestandsnachweisung fÃ¼r das Jahr 1989 um sieben
Arbeitnehmer zu erhÃ¶hen auf insgesamt 99 Arbeitnehmer. Weder bei der
KlÃ¤gerin noch bei der Beklagten erfolgte eine Eintragung in das
Mitgliederverzeichnis.

Der Landesverband Nordrhein e.V. des Deutschen Roten Kreuzes war zum
Unfallzeitpunkt Arbeitgeber der Versicherten, die im Ã¼brigen weder AngehÃ¶riger
einer Bereitschaft oder eines Arbeitskreises des Deutschen Roten Kreuzes war.

Nach anfÃ¤nglicher Involvierung mehrerer TrÃ¤ger der gesetzlichen
Unfallversicherung und nicht geklÃ¤rtem ZustÃ¤ndigkeitsstreit erbrachte die
KlÃ¤gerin vorlÃ¤ufig gemÃ¤Ã� Â§ 1735 der Reichsversicherungsordnung (RVO)
i.V.m. Â§ 43 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch (SGB I) Leistungen im
Zusammenhang mit dem Arbeitsunfall der Versicherten Ã¼ber insgesamt gut
10.000,- DM und erkannte das Ereignis mit Bescheid vom 26. MÃ¤rz 1998 als
Arbeitsunfall an.

Die KlÃ¤gerin hielt â�� und hÃ¤lt bis heute â�� die Beklagte fÃ¼r den zustÃ¤ndigen
LeistungstrÃ¤ger und machte ihr gegenÃ¼ber erstmals mit Schreiben vom 02. April
1996 dem Grunde nach einen Erstattungsanspruch geltend, den sie in der Folge
mehrfach nachbezifferte.

Nachdem die Beklagte mehrfach eine Ã�bernahme des Verfahrens abgelehnt und
den geltend gemachten Erstattungsanspruch zurÃ¼ckgewiesen hatte, hat die
KlÃ¤gerin am 18. Mai 2000 Klage erhoben.

Sie hÃ¤lt weiterhin eine ZustÃ¤ndigkeit der Beklagten fÃ¼r gegeben und meint,
dass es sich bei der Einrichtung nach seiner Zweckbestimmung ausschlieÃ�lich um
eine Einrichtung zur Aus- und Fortbildung ehrenamtlicher LeitungskrÃ¤fte des
Jugendrotkreuzes handele sowie zur Aus- und Fortbildung in Erster Hilfe sowie zur
Jugendarbeit des Jugendrotkreuzes, nicht jedoch um eine Einrichtung des
Gesundheitswesens oder der Wohlfahrtpflege. Sie verweist darauf, dass nach der
Anlage zu der Verwaltungsvereinbarung vom 01.01.1987 Ã¼ber die Abgrenzung
der versicherungsrechtlichen ZustÃ¤ndigkeiten fÃ¼r die Versicherten im
Unternehmen des Deutschen Roten Kreuzes zwischen der KlÃ¤gerin und der
Beklagten letztere fÃ¼r das Jugendrotkreuz zustÃ¤ndig sei. Da die Versicherte in
einem abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis in dieser Einrichtung tÃ¤tig
geworden sei, habe die Beklagte deren Arbeitsunfall zu entschÃ¤digen.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,

festzustellen, dass die Beklagte der fÃ¼r die EntschÃ¤digung des Arbeitsunfalls der
Frau A. J. vom 29. Januar 1996 zustÃ¤ndige VersicherungstrÃ¤ger ist.

Die Beklagte beantragt schriftsÃ¤tzlich,
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die Klage abzuweisen.

Sie ist der Auffassung, dass es bei der Beurteilung der ZustÃ¤ndigkeit nicht auf die
betriebstechnische Auslegung des Begriffs "Unternehmen" und die organisatorische
Zuordnung der Einrichtung ankomme, sondern dass vielmehr darauf abzustellen
sei, ob die TÃ¤tigkeiten der Abwendung drohender Gefahren fÃ¼r den einzelnen
oder der Allgemeinheit dienen, wozu insbesondere EinsÃ¤tze,
Ausbildungsveranstaltungen, Ã�bungen, Werbeveranstaltungen sowie die
Verwaltungsarbeit gehÃ¶ren. Die Versicherte als Hauswirtschafterin fÃ¼hre jedoch
keine TÃ¤tigkeiten aus, die den haupt- und ehrenamtlichen Mitgliedern von
Bereitschaften und verwandten TÃ¤tigkeitsgebieten des Deutschen Roten Kreuzes
einschlieÃ�lich des Jugendrotkreuzes zuzuordnen seien. Sie nimmt insoweit "zur
Verdeutlichung" Bezug auf Schriftverkehr der Beteiligten sowie des Deutschen
Roten Kreuzes aus den 50er, 60er und 70er Jahren. Weiter ist sie der Auffassung,
dass es sich bei der Einrichtung um eine solche der Wohlfahrtspflege handele,
nÃ¤mlich um eine "zum Allgemeinwohl ausgeÃ¼bte unmittelbare Hilfe fÃ¼r
gesundheitlich, sittlich oder wirtschaftlich gefÃ¤hrdete Menschen". Hierzu wird auf
diverse Programme, BroschÃ¼ren und Zeitungsartikel zu den TÃ¤tigkeiten in dem
Haus des Jugendrotkreuzes B. M. Bezug genommen. SchlieÃ�lich weist die Beklagte
darauf hin, dass die KlÃ¤gerin ausweislich eines handschriftlichen Vermerks vom
16. Juli 1996 auf Blatt 30 ihrer Verwaltungsakte zunÃ¤chst keine Zweifel an ihrer
ZustÃ¤ndigkeit gehabt habe.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird Bezug
genommen auf den weiteren Inhalt der Gerichts- sowie der beigezogenen
Verwaltungsakten der KlÃ¤gerin.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das Gericht konnte ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Urteil entscheiden, weil
die Beteiligten ihr EinverstÃ¤ndnis hiermit erklÃ¤rt haben (vgl. Â§ 124 Abs. 2 des
Sozialgerichtsgesetzes â�� SGG -).

Die Klage ist statthaft (vgl. Â§ 55 Abs. 1 Ziff. 2 SGG). Das besondere
Feststellungsinteresse (vgl. hierzu: Meyer-Ladewig, SGG, 7. Aufl. 2002, Â§ 55 Rz.
12b m.N.) der KlÃ¤gerin ergibt sich aus der Tatsache, dass sie ausweislich ihrer
aktenkundigen ZustÃ¤ndigkeitszweifel vorlÃ¤ufig i.S.d. Â§ 1735 der hier noch
anwendbaren RVO (vgl. Â§Â§ 212, 214 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch â��
SGB VII -) i.V.m. Â§ 43 SGB I und insbesondere ausweislich ihres Bescheides vom
26. MÃ¤rz 1998 der Versicherten gegenÃ¼ber EntschÃ¤digungsleistungen im Wege
der vorlÃ¤ufigen FÃ¼rsorge erbracht hat und aus diesem Grund einen
Erstattungsanspruch nach Â§ 102 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X)
gegen die Beklagte behauptet. Auch die Ã¼brigen ZulÃ¤ssigkeitsvoraussetzungen
liegen vor.

Die Klage ist auch begrÃ¼ndet. Die Versicherte erlitt am 29. Januar 1996 als
BeschÃ¤ftigte des Deutschen Roten Kreuzes, Landesverband Nordrhein e.V., im
Zusammenhang mit ihrer TÃ¤tigkeit in dem von ihrem Arbeitgeber betriebenen
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Haus des Jugendrotkreuzes in B. M. einen Arbeitsunfall i.S.d. Â§ 548 RVO i.V.m. Â§
539 Abs. 1 Nr. 1 RVO. TrÃ¤ger der Versicherung fÃ¼r alle in dieser bzw. fÃ¼r diese
Einrichtung, die ein Unternehmen im Sinne der gesetzlichen Unfallversicherung
darstellt, ist nach Â§ 653 Abs. 1 Nr. 4 RVO die Beklagte.

Nach dieser Vorschrift ist der Bund TrÃ¤ger der Versicherung fÃ¼r Versicherte in
den Bereitschaften und verwandten TÃ¤tigkeitsgebieten des Deutschen Roten
Kreuzes einschlieÃ�lich der VorstÃ¤nde der VerbÃ¤nde des Deutschen Roten
Kreuzes und ihrer Verwaltungsorgane unbeschadet der Dauer ihrer TÃ¤tigkeit.

Die Vorschrift ist weit auszulegen; die weite Fassung ermÃ¶glicht es, praktisch in
allen FÃ¤llen, in denen Ã¼berhaupt eine Unfallversicherung der fÃ¼r das Deutsche
Rote Kreuz tÃ¤tigen Personen in Betracht kommt, die ZustÃ¤ndigkeit des Bundes
als VersicherungstrÃ¤ger zu begrÃ¼nden, wobei es gleichgÃ¼ltig ist, ob es sich um
ehrenamtliche oder hauptamtlich tÃ¤tige Personen, um eine lang- oder kurzfristige
TÃ¤tigkeit handelt, ob diese TÃ¤tigkeit im Interesse und zum Nutzen des
Teilnehmers oder des Deutschen Roten Kreuzes ausgeÃ¼bt wird und ob es sich um
fÃ¼r das Unternehmen tÃ¤tige handelt (vgl. Lauterbach,
Reichsversicherungsordnung, Loseblattkommentar, Â§ 653 Rz. 17 m.w.N.; Urteile
des Bundessozialgerichts â�� BSG â�� vom 18. Dezember 1979, Az.: 2 RU 67/77,
vom 30. Oktober 1980, Az.: 8a RU 74/78 und vom 11. Februar 1981, Az.: 2 RU 35/78
).

Dies folgt aus der GesetzesbegrÃ¼ndung, in der es heiÃ�t, dass das auf
Bundesebene zusammengeschlossene Deutsche Rote Kreuz nationale Aufgaben
durchfÃ¼hrt und durch Schreiben des Bundeskanzlers vom 26. Februar 1951 als
TrÃ¤ger aller Aufgaben anerkannt worden ist, die von den nationalen Gesellschaften
des Roten Kreuzes gemÃ¤Ã� den auf den Internationalen Rotkreuz-Konferenzen
festgelegten GrundsÃ¤tzen wahrgenommen werden, sodass es notwendig und
zweckmÃ¤Ã�ig ist, dass der Bund den Versicherungsschutz fÃ¼r das Deutsche Rote
Kreuz Ã¼bernimmt (vgl. BT-Drucks IV/120, S. 64).

FÃ¼r die versicherungsrechtliche Beurteilung ist dabei nicht die juristische
Konstruktion zu berÃ¼cksichtigen, sondern die tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse sind
maÃ�gebend (vgl. BSG, Urteil vom 30. Oktober 1980, Az.: 8a RU 74/78). Aus der
nationalen Bedeutung des Deutschen Roten Kreuzes und der entsprechend
weitreichenden Fassung des Gesetzes ist zu folgern, dass grundsÃ¤tzlich fÃ¼r
jedwede dem Deutschen Roten Kreuz zurechenbare versicherte TÃ¤tigkeit der Bund
der zustÃ¤ndige VersicherungstrÃ¤ger ist, unabhÃ¤ngig davon, ob die Einrichtung,
der die unfallbringende TÃ¤tigkeit zuzurechnen ist, in selbststÃ¤ndiger Rechtsform
â�� und ggf. in welcher â�� oder unselbststÃ¤ndig vom Deutschen Roten Kreuz
betrieben wird.

Abzugrenzen ist lediglich bei nicht ehrenamtlich TÃ¤tigen, ob das Unternehmen
dem Bereich des Gesundheitswesens oder der Wohlfahrtspflege zuzurechnen ist,
was sich deutlich aus der Nachfolgevorschrift des Â§ 653 Abs. 1 Nr. 4 RVO ergibt,
dem Â§ 125 Abs. 1 Nr. 5 SGB VII, wonach die Unfallkasse des Bundes zustÃ¤ndig ist
fÃ¼r die in den Gemeinschaften des Deutschen Roten Kreuzes ehrenamtlich
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TÃ¤tigen sowie fÃ¼r sonstige beim Deutschen Roten Kreuz mit Ausnahme der
Unternehmer des Gesundheitswesens und der Wohlfahrtspflege TÃ¤tige.

Ausweislich der GesetzesbegrÃ¼ndung grenzt diese Bestimmung die
ZustÃ¤ndigkeit des Bundes und der Berufsgenossenschaft fÃ¼r Gesundheitsdienst
und Wohlfahrtspflege voneinander ab und folgt dabei der Praxis unter der Geltung
der RVO. Aus der BundeszustÃ¤ndigkeit fÃ¼r TÃ¤tigkeiten des Deutschen Roten
Kreuzes werden die Aufgabengebiete ausgenommen, die den Gesundheitsdienst
und die Wohlfahrtspflege betreffen, es sei denn, es handelt sich um ehrenamtliche
TÃ¤tigkeiten in den Rote-Kreuz-Gemeinschaften (Bereitschaften, Arbeitskreise);
letztere sind unabhÃ¤ngig von ihrer Aufgabenstellung beim Bund versichert (vgl. BT-
Drucks 13/2204, S. 105).

Dabei umfasst der Begriff Gesundheitswesen Betriebe, Einrichtungen und
TÃ¤tigkeiten, welche die Beseitigung oder Besserung eines krankhaften Zustands
oder die Pflege eines pflegebedÃ¼rftigen Menschen bezwecken;
TÃ¤tigkeitsbereiche des Deutschen Roten Kreuzes, die dem Begriff der
Wohlfahrtspflege unterfallen, sind z.B. Wohnheime fÃ¼r Ã¤ltere oder behinderte
Menschen oder Sammlungen fÃ¼r gemeinnÃ¼tzige Zwecke (vgl. Wannagat, SGB
VII, Loseblattkommentar, Â§ 125 Rz. 11 und 12).

Dementsprechend fÃ¤llt die ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r die fÃ¼r das Deutsche Rote Kreuz
ehrenamtlich TÃ¤tigen sowie fÃ¼r BeschÃ¤ftigte in Einrichtungen, die nicht dem
Gesundheitswesen oder der Wohlfahrtspflege zuzurechnen sind, in den Bereich des
Bundes und lediglich fÃ¼r BeschÃ¤ftigte in Einrichtungen des Gesundheitswesens
oder der Wohlfahrtspflege und ehrenamtlich TÃ¤tige in diesen Einrichtungen ohne
ZugehÃ¶rigkeit zu einer Gemeinschaft in den Bereich der Berufsgenossenschaft
fÃ¼r Gesundheitsdienste und Wohlfahrtspflege (vgl. Wannagat, a.a.O., Rz. 13).

Unter Zugrundelegung dieser GrundsÃ¤tze ist die Beklagte der fÃ¼r die
EntschÃ¤digung des Arbeitsunfalls der Versicherten vom 29. Januar 1996
zustÃ¤ndige VersicherungstrÃ¤ger. Die Versicherte erlitt diesen Arbeitsunfall als
BeschÃ¤ftigte des Deutschen Roten Kreuzes bei ihrer TÃ¤tigkeit in einer
Einrichtung, die weder als Einrichtung des Gesundheitswesens noch der
Wohlfahrtspflege anzusehen ist.

Dies ergibt sich aus dem Profil der Einrichtung. Es handelt sich um eine
behindertengerecht ausgebaute JugendbildungsstÃ¤tte des Deutschen
Jugendrotkreuzes und bietet seinen Mitgliedern einen geeigneten Ort, um an den
Bildungsangeboten des Jugendrotkreuz-Landesverbandes teilzunehmen, die
AusbildungslehrgÃ¤nge zum Jugendrotkreuz-Gruppenleiter (Rotkreuz-
EinfÃ¼hrungsseminare, Gruppenleiter-GrundlehrgÃ¤nge, Gruppenleiter-
AufbaulehrgÃ¤nge), Seminare zu allgemeinen Themen der Jugendbildung und
sogenannte GroÃ�veranstaltungen wie das Jugendrotkreuz-Pfingsttreffen oder das
Jugendrotkreuz-Kindergruppentreffen umfassen. Daneben wird nach Auskunft des
Deutschen Roten Kreuzes, Landesverband Nordrhein e.V., die Einrichtung von
anderen Abteilungen des Deutschen Roten Kreuzes fÃ¼r diverse Seminare,
LehrgÃ¤nge und Fortbildungen in der Erwachsenenbildung gebucht sowie von
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anderen Institutionen, die meistens wegen des behindertengerechten Ausbaus zu
Ferienfreizeiten von behinderten Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen anreisen.
Aus den diversen in der Verwaltungsakte der KlÃ¤gerin befindlichen Informationen
Ã¼ber die Einrichtung â�� vom Programm Ã¼ber Presseinformationen,
Presseartikel â�� ergibt sich, dass Hauptzweck und Schwerpunkt der Einrichtung die
Aus- und Fortbildung ehrenamtlicher Personen insbesondere in Gestalt der
Gruppenleiter des Jugendrotkreuzes selbst ist und auch im Bereich der
Lehrerfortbildung, dort insbesondere im Bereich der Ersten Hilfe, liegt.
DemgegenÃ¼ber treten TÃ¤tigkeiten, die dem Bereich der Wohlfahrtspflege
zuzuordnen wÃ¤ren â�� die allgemeine Jugend- und Integrationsarbeit â��
quantitativ deutlich zurÃ¼ck.

Die Erste-Hilfe-Ausbildung dient jedoch in klassischer Weise der Abwendung
drohender Gefahren fÃ¼r den einzelnen oder die Allgemeinheit und ist damit nicht
dem Bereich der Wohlfahrtspflege zuzuordnen, sondern ist Bestandteil der vom
Deutschen Roten Kreuz ausgeÃ¼bten nationalen Aufgaben, wegen derer der
Gesetzgeber gerade die ZustÃ¤ndigkeit des Bundes vorgesehen hat. Auch die
Ausbildung der Jugendrotkreuz-Mitglieder und insbesondere der Gruppenleiter und
die HeranfÃ¼hrung Jugendlicher an die Aufgaben des Jugendrotkreuzes ist
Bestandteil dieser nationalen Aufgabe.

Der Einwand der Beklagten gegen die danach bestehende ZustÃ¤ndigkeit des
Bundes fÃ¼r die Einrichtung des Hauses des Jugendrotkreuzes B. M., dass die
Versicherte als Hauswirtschafterin in der Einrichtung keine TÃ¤tigkeiten
ausgefÃ¼hrt habe, die den haupt- und ehrenamtlichen Mitgliedern von
Bereitschaften und verwandten TÃ¤tigkeiten des Deutschen Roten Kreuzes
einschlieÃ�lich des Jugendrotkreuzes zuzuordnen seien, ihre Aufgabengebiete keine
TÃ¤tigkeiten im Bereich des Jugendrotkreuzes bzw. in den Bereitschaften des
Deutschen Roten Kreuzes oder ihren Arbeitsgemeinschaften betreffe, kann
demgegenÃ¼ber nicht Ã¼berzeugen.

Die Einrichtung ist als Unternehmen im Sinne des Unfallversicherungsrechts
unteilbar. Da die ZustÃ¤ndigkeit der Beklagten fÃ¼r diese Einrichtung besteht, sind
alle fÃ¼r diese Einrichtung TÃ¤tigen unabhÃ¤ngig von ihrem Aufgabengebiet
Ã¼ber die Beklagte versichert. Die ZustÃ¤ndigkeitsbestimmungen im
Unfallversicherungsrecht beziehen sich auf Unternehmen, nicht jedoch auf die
TÃ¤tigkeiten des Einzelnen, soweit diese einem bestimmten Unternehmen zugute
kommen. Entsprechend hat auch das Bundessozialgericht mit dem bereits zitierten
Urteil vom 30. Oktober 1980 die Beklagte als TrÃ¤ger der Unfallversicherung fÃ¼r
die beim Blutspendedienst des Deutschen Roten Kreuzes â�� dort in Form einer
gemeinnÃ¼tzigen GmbH â�� BeschÃ¤ftigten angesehen, ohne nach den jeweiligen
Aufgaben zu differenzieren.

Eine andere Auffassung wÃ¼rde dazu fÃ¼hren, dass Personen wie der Versicherten
kein zustÃ¤ndiger VersicherungstrÃ¤ger zuzuordnen wÃ¤re. FÃ¼r das
"(Haupt-)Unternehmen", dem sie angehÃ¶rt â�� das Haus des Jugendrotkreuzes des
Landesverbandes Nordrhein e.V. des Deutschen Roten Kreuzes -, besteht eine
ZustÃ¤ndigkeit der Beklagten. Sie selbst wird jedoch nicht in einem
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selbststÃ¤ndigen "Hauswirtschaftsunternehmen" tÃ¤tig, fÃ¼r das ggf. die Bau-
Berufsgenossenschaft zustÃ¤ndig wÃ¤re. Ihre HauswirtschaftstÃ¤tigkeit dient
vielmehr allein dem Hauptunternehmen. Insoweit wird auf den Rechtsgedanken des
Â§ 131 SGB VII Bezug genommen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG in bis zum 01. Januar 2002
geltenden Fassung; Â§ 197a SGG in der Fassung des Sechsten SGG-
Ã�nderungsgesetzes vom 17.08.2001 ist bei Streitigkeiten, die bis zum 01.01.2002
rechtshÃ¤ngig geworden sind, nicht anzuwenden (vgl. BSG, Urteil vom 30.01.2002,
Az.: B 6 KA 12/01 R).

Erstellt am: 04.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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